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5 2 4 . Verordnung: Betriebsratsfonds-Verordnung 1974

5 2 5 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Durchführung der Krankenversicherung
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524 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 1. August 1974
über die Einhebung der Betriebsrats(Zentral-
betriebsrats)umlage, über die Errichtung,
Verschmelzung, Trennung, Auflösung und
Verwaltung des Betriebsrats(Zentralbetriebs-
rats)fonds, über die Revision seiner Gebarung
und die Rechte und Pflichten der Revisions-
organe sowie über die Wahl der Rechnungs-
prüfer und ihre Geschäftsführung (Betriebs-

ratsfonds-Verordnung 1974)

Auf Grund des § 161 Abs. 1 Z. 3 bis 5 des
Arbeitsverfassungsgesetzes (ArbVG), BGBl. Nr.
22/1974, wird verordnet:

1. ABSCHNITT

Errichtung und Verwaltung des Betriebsratsfonds

B e t r i e b s r a t s u m l a g e

§ 1. (1) Zur Deckung der Kosten der Ge-
schäftsführung des Betriebsrates und zur Errich-
tung und Erhaltung von Wohlfahrtseinrichtun-
gen sowie zur Durchführung von Wohlfahrts-
maßnahmen zugunsten der Arbeitnehmerschaft
kann die Betriebs(Gruppen)versammlung auf An-
trag des Betriebsrates die Einhebung einer Be-
triebsratsumlage beschließen (§ 49 Abs. 3 zweiter
Satz ArbVG). Sie darf höchstens ein halbes Pro-
zent des Bruttoarbeitsentgeltes betragen.

(2) Zur Stellung des Antrages an die Betriebs-
(Gruppen)versammlung ist ein Beschluß des Be-
triebsrates erforderlich. Der Antrag ist späte-
stens eine Woche vor dem Stattfinden der Be-
triebs(Gruppen)versammlung durch Anschlag im
Betrieb kundzumachen.

(3) Zur Vorbereitung und Erleichterung der
Beschlußfassung soll der Antrag auf Einhebung
der Betriebsratsumlage folgendes enthalten:

1. eine Übersicht über die zur Deckung der
Kosten der Geschäftsführung des Betriebs-
rates und für die Errichtung und Erhaltung
von Wohlfahrtseinrichtungen sowie für die

Durchführung von Wohlfahrtsmaßnahmen
zugunsten der Arbeitnehmerschaft voraus-
sichtlich erforderlichen Beträge mit entspre-
chenden Angaben über deren Errechnung;

2. einen Vorschlag über die Höhe der Umlage;

3. Vorschläge über die Regelung der vertre-
tungsweisen Verwaltung des Betriebsrats-
fonds (§ 10) und über die Art und Weise der
Auflösung des Betriebsratsfonds, insbeson-
dere die Verwendung seiner Mittel (§ 12
Abs. 1).

(4) Der Vorsitzende der Betriebs(Gruppen)ver-
sammlung hat den Beschluß auf Einhebung einer
Betriebsratsumlage dem Betriebsinhaber und der
zuständigen Kammer für Arbeiter und Ange-
stellte (Arbeiterkammer) unverzüglich schrift-
lich bekanntzugeben sowie durch Anschlag im
Betrieb kundzumachen.

§ 2. Der Betriebsinhaber hat die Umlagen vom
Arbeitsentgelt einzubehalten und die einbehal-
tenen Beträge bei jeder Lohn- oder Gehaltsaus-
zahlung (Überweisung) an den Betriebsratsfonds
(§ 3) abzuführen. Der Betriebsrat hat dem Be-
triebsinhaber die Stelle, an die die einbehaltenen
Beträge zu überweisen bzw. einzuzahlen sind,
schriftlich bekanntzugeben.

B e t r i e b s r a t s f o n d s

§ 3. (1) Die Eingänge aus der Betriebsrats-
umlage sowie sonstige für die im § 1 Abs. 1
bezeichneten Zwecke bestimmten Vermögen-
schaften bilden den mit Rechtspersönlichkeit aus-
gestatteten Betriebsratsfonds.

(2) Die Mittel des Betriebsratsfonds dürfen
nur zu den im § 1 Abs. 1 bezeichneten Zwecken
verwendet werden.

V e r w a l t u n g u n d V e r t r e t u n g des
B e t r i e b s r a t s f o n d s

§ 4. (1) Die Verwaltung des Betriebsratsfonds
obliegt dem Betriebsrat.
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(2) Vertreter des Betriebsratsfonds ist der Ob-
mann des Betriebsrates, bei seiner Verhinderung
sein Stellvertreter (§ 10 Abs. 4 und 5 der
Betriebsrats-Geschäftsordnung 1974, BGBl.
Nr. 355).

§ 5. Soweit § 10 nicht anderes bestimmt, be-
schließt über Leistungen aus dem Betriebsrats-
fonds der Betriebsrat und sind Anweisungen zu
Leistungen aus dem Betriebsratsfonds vom Ob-
mann des Betriebsrates zu unterfertigen und vom
Kassaverwalter gegenzuzeichnen.

§ 6. (1) Die Barmittel für den laufenden Be-
darf sind vom Kassaverwalter in einem versperr-
baren Behälter zu verwahren.

(2) Größere Geldbeträge, die nicht für den
laufenden Bedarf benötigt werden, sind bei einem
geeigneten Geld- oder Kreditinstitut oder bei der
Postsparkasse einzulegen.

§ 7. (1) Der Obmann des Betriebsrates und
die Rechnungsprüfer sind berechtigt, jederzeit die
Aufzeichnungen des Kassaverwalters sowie den
Kassastand zu überprüfen.

(2) Auf Verlangen des Betriebsrates oder der
Rechnungsprüfer sowie bei jedem Wechsel in
der Person des Kassaverwalters hat der Kassa-
verwalter unverzüglich einen Kassaabschluß zu
machen.

(3) Werden Mängel wahrgenommen, so sind
unverzüglich geeignete Maßnahmen zu ihrer Be-
seitigung zu treffen. Erforderlichenfalls hat der
Obmann des Betriebsrates dem Kassaverwalter
aufzutragen, sich bis zu einer Beschlußfassung
durch den Betriebsrat der Fortführung der Ge-
schäfte zu enthalten, die in der Verwahrung des
Kassaverwalters befindlichen Barmittel an sich
zu nehmen und den Betriebsrat, die Rechnungs-
prüfer (§ 21) sowie die zuständige Arbeiterkam-
mer unverzüglich davon in Kenntnis zu setzen.

§ 8. (1) Spätestens vierzehn Tage vor Ablauf
seiner Tätigkeitsdauer, bei deren vorzeitiger Be-
endigung binnen einer Woche, hat der Betriebs-
rat bzw. haben die ehemaligen Mitglieder des
Betriebsrates über die Verwaltung des Betriebs-
ratsfonds schriftlich Rechnung zu legen. Eingänge
und Ausgaben sind gesondert auszuweisen.

(2) Bei den Eingängen sind gesondert auszu-
weisen:

1. Eingänge aus der Betriebsratsumlage;
2. sonstige Eingänge.

(3) Bei den Ausgaben sind insbesondere geson-
dert auszuweisen:

1. der Gesamtbetrag der für Barauslagen an
Betriebsratsmitglieder geleisteten Zahlun-
gen;

2. der Gesamtbetrag der Aufwendungen, die
zur Deckung der sonstigen Kosten der Ge-
schäftsführung gemacht wurden;

3. die Beträge, die zur Errichtung und Er-
haltung von Wohlfahrtseinrichtungen sowie
zur Durchführung von Wohlfahrtsmaßnah-
men zugunsten der Arbeitnehmerschaft auf-
gewendet wurden.

(4) Der Rechenschaftsbericht und der Geba-
rungsausweis sind vom Betriebsratsobmann und
dem Kassaverwalter zu unterfertigen und von
den Rechnungsprüfern gegenzuzeichnen.

(5) Der Rechenschaftsbericht und der Geba-
rungsausweis sind zum Gegenstand eines Berich-
tes in der nächsten Betriebs(Gruppen)versamm-
lung zu machen sowie zur Einsicht für alle Ar-
beitnehmer des Betriebes aufzulegen; Zeit und
Ort der Einsichtnahme sind durch Anschlag be-
kanntzumachen.

§ 9. Bei Beendigung seiner Tätigkeitsdauer hat
der Betriebsrat die vorhandenen Mittel sowie
die Kassabücher, die Belege und sonstigen Auf-
zeichnungen und Urkunden dem nachfolgenden
Betriebsrat zu übergeben. Darüber ist eine Nie-
derschrift anzufertigen, die der nachfolgende
Betriebsrat bis zur Beendigung seiner Tätigkeits-
dauer zu verwahren hat.

V e r t r e t u n g s w e i s e V e r w a l t u n g

§ 10. (1) In der Versammlung, in der die Ein-
hebung einer Betriebsratsumlage beschlossen
wurde (§ 1), hat die Betriebs(Gruppen)versamm-
lung auch eine Regelung über die Verwaltung
und Vertretung des Betriebsratsfonds bei zeit-
weiligem Fehlen eines ordentlichen Verwaltungs-
(Vertretungs)organs (§ 4) zu beschließen. Dieser
Beschluß hat die notwendige Verwaltungstätig-
keit zu umschreiben, die Höchstdauer der ver-
tretungsweisen Verwaltung und die dafür vor-
gesehene Person (Personenmehrheit) zu bestim-
men sowie eine Regelung zu enthalten, wie die
Verständigung der für die vertretungsweise Ver-
waltung vorgesehenen Person (Personenmehr-
heit) im Einzelfall zu erfolgen hat.

(2) Die vertretungsweise Verwaltung (Vertre-
tung) des Betriebsratsfonds kann stimmberech-
tigten Arbeitnehmern (§ 49 Abs. 1 ArbVG) sowie
anderen eigenberechtigten Personen (Personen-
mehrheiten), die in keinem Geschäfts- oder
Rechtsverhältnis zum Betriebsratsfonds stehen,
mit deren Zustimmung übertragen werden.

(3) Der Vorsitzende der Betriebs(Gruppen)-
versammlung hat den gemäß Abs. 1 gefaßten
Beschluß den Rechnungsprüfern, dem Betriebs-
inhaber, der für die Vertretung vorgesehenen
Person (Personenmehrheit) sowie der zuständigen
Arbeiterkammer schriftlich bekanntzugeben und
im Betrieb durch Anschlag kundzumachen.
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(4) Wurde kein Beschluß gemäß Abs. 1 ge-
faßt, so obliegt die Vertretung und Verwaltung
des Betriebsratsfonds für die Dauer des Fehlens
eines ordentlichen Verwaltungs(Vertretungs)-
organs, höchstens aber für einen Zeitraum von
sechs Monaten, dem an Lebensjahren ältesten
Rechnungsprüfer. Bestehen im Betrieb keine
Rechnungsprüfer, so hat die zuständige Arbeiter-
kammer die vertretungsweise Verwaltung durch-
zuführen; in diesem Fall kann jeder Arbeitneh-
mer des Betriebes die zuständige Arbeiterkam-
mer vom Fehlen eines ordentlichen Verwaltungs-
(Vertretungs)organs verständigen.

(5) Die gemäß Abs. 1 mit der vertretungs-
weisen Verwaltung Betrauten haben die zustän-
dige Arbeiterkammer, den Betriebsinhaber sowie
— außer in den Fällen des Abs. 4 — die Rech-
nungsprüfer unverzüglich schriftlich von der
Aufnahme bzw. der Beendigung ihrer Tätigkeit
in Kenntnis zu setzen. Die §§ 8 und 9 gelten
sinngemäß.

2. ABSCHNITT

Auflösung des Betriebsratsfonds

V o r a u s s e t z u n g e n

§ 11. Wird der Betrieb dauernd eingestellt
oder ist die durch Gesetz oder durch Beschluß
der Betriebs(Gruppen)versammlung vorgesehene
Höchstdauer der vertretungsweisen Verwaltung
(§ 10 Abs. 1 und 4) abgelaufen, so ist der Be-
triebsratsfonds aufzulösen.

A r t u n d W e i s e d e r A u f l ö s u n g

§ 12. (1) Die Betriebs(Gruppen)versammlung
hat in der Versammlung, in der die Einhebung
einer Betriebsratsumlage beschlossen wird (§ 1),
auch eine nähere Regelung über die Art und
Weise der Auflösung des Betriebsratsfonds und
die Verwendung seiner Mittel für den Fall der
dauernden Betriebseinstellung zu beschließen.
Später gefaßte Beschlüsse sind nur gültig, wenn
sie mindestens ein Jahr vor der dauernden Be-
triebseinstellung gefaßt wurden.

(2) Der Vorsitzende der Betriebs(Gruppen)-
versammlung hat; jeden Beschluß über die Art
und Weise der Auflösung des Betriebsratsfonds
und die Verwendung seiner Mittel der zuständi-
gen Arbeiterkammer unverzüglich schriftlich be-
kanntzugeben und durch Anschlag im Betrieb
kundzumachen.

D u r c h f ü h r u n g d e r A u f l ö s u n g

§ 13. (1) Wird der Betrieb dauernd einge-
stellt, so obliegt die Durchführung der Auf-
lösung des Betriebsratsfonds bis zur Beendigung
seiner Tätigkeitsdauer dem Betriebsrat. Der Be-
triebsrat hat die bevorstehende Auflösung dem
Betriebsinhaber, den Rechnungsprüfern sowie der

zuständigen Arbeiterkammer schriftlich bekannt-
zugeben und durch Anschlag im Betrieb kund-
zumachen.

(2) Der Betriebsrat hat unverzüglich einen
Rechenschaftsbericht und einen Gebarungsaus-
weis zu erstellen; § 8 gilt sinngemäß. Ist im
Zeitpunkt der Beendigung der Tätigkeitsdauer
des Betriebsrates die Auflösung des Betriebsrats-
fonds noch nicht abgeschlossen, so hat der ehe-
malige Betriebsratsobmann gemeinsam mit den
ehemaligen Rechnungsprüfern den Betriebsrats-
fonds aufzulösen. Nach Durchführung der Auf-
lösung sind sämtliche Unterlagen, die den auf-
gelösten Betriebsratsfonds betreffen, der zustän-
digen Arbeiterkammer zu übermitteln.

(3) Wird der Betriebsratsfonds infolge Ablaufs
der Höchstdauer der vertretungsweisen Verwal-
tung (§ 10 Abs. 1 und 4) aufgelöst, so hat die
durch Beschluß der Betriebs(Gruppen)versamm-
lung damit betraute Person (Personenmehrheit),
im Falle des § 10 Abs. 4 der an Lebensjahren
älteste Rechnungsprüfer, bzw. die zuständige
Arbeiterkammer die Auflösung durchzuführen.

§ 14. Die zuständige Arbeiterkammer hat die
Durchführung der Auflösung durch einen Ver-
treter im Wege mehrmaliger Kontrollen zu über-
wachen. Die §§ 30, 32 zweiter und dritter Satz,
33 und 37 gelten sinngemäß.

§ 15. Die Durchführung der Auflösung des
Betriebsratsfonds obliegt der zuständigen Arbei-
terkammer, wenn

1. kein Beschluß der Betriebs(Gruppen)ver-
sammlung über die Art und Weise der Auf-
lösung des Betriebsratsfonds und die Ver-
wendung der Mittel vorliegt;

2. der Beschluß der Betriebs(Gruppen)ver-
sammlung keine dem § 1 Abs. 1 entspre-
chende Verwendung der Mittel vorsieht;

3. der Beschluß der Betriebs(Gruppen)ver-
sammlung undurchführbar geworden ist.

§ 16. Ein nach Durchführung der Auflösung
verbleibender Vermögensüberschuß geht auf die
zuständige Arbeiterkammer über und ist von
dieser für Wohlfahrtseinrichtungen der Arbeit-
nehmer zu verwenden.

3. ABSCHNITT

Verschmelzung und Trennung von Betriebsrats-
fonds; Verwendung bestehender Betriebsratsfonds
bei Errichtung eines gemeinsamen Betriebsrates
auf Grund von Beschlüssen der Arbeitnehmer-

gruppen (§ 40 Abs. 3 ArbVG)

V e r s c h m e l z u n g

§ 17. (1) Wird wegen Wegfalls der Voraus-
setzungen für das Bestehen getrennter Betriebs-
räte (§ 40 Abs. 3 ArbVG) ein gemeinsamer Be-
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triebsrat gewählt, so verschmelzen die bestehen-
den Betriebsratsfonds zu einem einheitlichen
Fonds. Die Durchführung der sich daraus erge-
benden Vermögensübertragung obliegt dem neu-
gewählten Betriebsrat.

(2) Der Betriebsrat hat die zuständige Arbei-
terkammer unverzüglich von der Verschmelzung
sowie von der Durchführung der sich daraus
ergebenden Vermögensübertragung zu verständi-
gen. Die zuständige Arbeiterkammer hat die
Durchführung der Vermögensübertragung durch
einen Vertreter im Wege mehrmaliger Kontrol-
len zu überwachen; die §§ 31, 32 zweiter und
dritter Satz, 33 und 37 gelten sinngemäß.

T r e n n u n g

§ 18. (1) Werden infolge Wegfalls der Voraus-
setzungen für das Bestehen eines gemeinsamen
Betriebsrates getrennte Betriebsräte gewählt, so
zerfällt der Betriebsratsfonds in getrennte Fonds
für jede Arbeitnehmergruppe. Das Vermögen
ist nach dem Verhältnis der Zahlen der gruppen-
angehörigen Arbeitnehmer auf die getrennten
Betriebsratsfonds aufzuteilen.

(2) Die Durchführung der sich daraus erge-
benden Vermögensübertragung obliegt den neu-
gewählten getrennten Betriebsräten. Wurde nur
ein Betriebsrat gewählt, so hat dieser die Ver-
mögensübertragung für den Bereich seiner Ar-
beitnehmergruppe durchzuführen; § 17 Abs. 2
gilt sinngemäß.

Verwendung bestehender Betriebsratsfonds bei
Errichtung eines gemeinsamen Betriebsrates auf
Grund von Beschlüssen der Arbeitnehmergrup-

pen (§ 40 Abs. 3 ArbVG)

§ 19. (1) In der Versammlung, in der die Er-
richtung eines gemeinsamen Betriebsrates be-
schlossen wird, hat jede Gruppenversammlung
auch über die Verwendung des bestehenden Be-
triebsratsfonds und seiner Mittel zu beschließen.

(2) Nach Ablauf der Tätigkeitsdauer des ge-
meinsamen Betriebsrates ist das Vermögen des
gemeinsamen Betriebsratsfonds auf getrennte
Fonds aufzuteilen, es sei denn, die Gruppenver-
sammlungen beschließen neuerlich die Errichtung
eines gemeinsamen Betriebsrates. Die Aufteilung
hat unter Berücksichtigung der seinerzeitigen Be-
schlüsse der Gruppenversammlungen (Abs. 1) zu
erfolgen; liegen solche Beschlüsse nicht vor oder
sind sie undurchführbar geworden, so gilt,§ 18
Abs. 1 zweiter Satz sinngemäß.

(3) Auf die Durchführung der Vermögens-
übertragung ist § 18 Abs. 2 sinngemäß anzu-
wenden.

§ 20. In den Fällen des § 19 ist auf die Durch-
führung der Vermögensübertragung durch die
zuständige Arbeiterkammer § 15 sinngemäß an-
zuwenden.

4. ABSCHNITT

Rechnungsprüfer

W a h l

§ 21. (1) Wurde die Einhebung einer Betriebs-
ratsumlage beschlossen (§ 1), so hat die Betriebs-
(Gruppen)versammlung einen Rechnungsprüfer
und einen Stellvertreter, in Betrieben (Arbeit-
nehmergruppen) mit mehr als zwanzig Arbeit-
nehmern zwei Rechnungsprüfer und zwei Stell-
vertreter zu wählen.

(2) Die erstmalige Wahl der Rechnungsprüfer
(Stellvertreter) hat in der Versammlung, in der
die Einhebung einer Betriebsratsumlage beschlos-
sen wurde, zu erfolgen.

§ 22. Die Rechnungsprüfer (Stellvertreter)
sind aus dem Kreis der stimmberechtigten Arbeit-
nehmer, die nicht Mitglieder (Ersatzmitglieder)
des Betriebsrates sind, in geheimer Wahl mit
Mehrheit der abgegebenen Stimmen zu wählen.
Die Wahl hat mittels Stimmzettels zu erfolgen.
Der Einreichung von schriftlichen Wahlvor-
schlägen bedarf es nicht.

§ 23. (1) Die Betriebs(Gruppen)versammlung,
in der die Wahl der Rechnungsprüfer (Stellver-
treter) erfolgen soll, ist so rechtzeitig einzu-
berufen, daß die neugewählten Rechnungsprüfer
unmittelbar nach Ablauf der Tätigkeitsdauer der
früheren Rechnungsprüfer (Stellvertreter) ihre
Tätigkeit aufnehmen können.

(2) Die Einberufung hat den Hinweis zu ent-
halten, daß Wahlvorschläge, die höchstens doppelt
so viele Kandidaten enthalten, als Rechnungs-
prüfer (ausschließlich Stellvertreter) zu wählen
sind, schriftlich oder mündlich beim Vorsitzenden
der Betriebs(Gruppen)versammlung erstattet
werden können.

§ 24. (1) Wurden Wahlvorschläge eingebracht,
so ist über sie in der Reihenfolge ihres Einlangens
abzustimmen. Als gewählt gelten die Kandidaten
jenes Wahlvorschlages, der die Mehrheit der ab-
gegebenen Stimmen erhalten hat.

(2) Erreicht keiner der Wahlvorschläge die
Mehrheit, so ist unmittelbar anschließend ein
zweiter Wahlgang durchzuführen. In diesem
Wahlgang können Stimmen gültig nur für die
beiden Wahlvorschläge abgegeben werden, die im
ersten Wahlgang die meisten Stimmen erhalten
haben. Als gewählt gilt jener Wahlvorschlag, der
die meisten gültigen Stimmen erhalten hat. Bei
Stimmengleichheit entscheidet das Los.

(3) Wurden keine Wahlvorschläge eingebracht,
so können Stimmen gültig für jeden in der Be-
triebs(Gruppen)versammlung stimmberechtigen
Arbeitnehmer, der nicht Mitglied (Ersatzmitglied)
des Betriebsrates ist (Wahlwerber), abgegeben
werden. Für jeden Rechnungsprüfer (Stellver-



138. Stück — Ausgegeben am 16. August 1974 — Nr. 524 2217

treter) ist ein gesonderter Wahlgang durchzu-
führen. Als gewählt gilt jeweils jener Wahl-
werber, der die Mehrheit der abgegebenen Stim-
men erhalten hat. Im übrigen gilt Abs. 2 sinn-
gemäß.

§ 25. (1) Unmittelbar nach der Feststellung
des Wahlergebnisses hat der Vorsitzende der
Betriebs(Gruppen)versammlung die Gewählten
von ihrer Wahl zu verständigen. Erklärt ein Ge-
wählter nicht binnen drei Tagen, daß er die
Wahl ablehnt, so gilt sie als angenommen.

(2) Der Vorsitzende hat das Ergebnis der Wahl
im Betrieb durch Anschlag an der Ankündigungs-
tafel des Betriebsrates kundzumachen und dem
Betriebsinhaber, dem nach dem Standort des
Betriebes zuständigen Einigungsamt, den zu-
ständigen freiwilligen Berufsvereinigungen der
Arbeitnehmer sowie der zuständigen Arbeiter-
kammer schriftlich mitzuteilen.

T ä t i g k e i t s d a u e r

§ 26. Die Tätigkeit der Rechnungsprüfer (Stell-
vertreter) dauert drei Jahre. Sie beginnt mit der
Feststellung des Wahlergebnisses oder mit Ab-
lauf der Tätigkeksdauer der früheren Rechnungs-
prüfer (Stellvertreter), wenn die Wahl vor diesem
Zeitpunkt erfolgte. Die Wiederwahl ist zulässig.

V o r z e i t i g e B e e n d i g u n g d e r T ä t i g -
k e i t s d a u e r

§ 27. (1) Vor Ablauf des im § 26 bezeichneten
Zeitraumes endet die Tätigkeitsdauer der Rech-
nungsprüfer (Stellvertreter)

1. wenn die Betriebs(Gruppen)versammlung die
Enthebung der Rechnungsprüfer (Stellver-
treter) beschließt (§ 28);

2. bei Auflösung, Verschmelzung, Trennung
und Zusammenlegung des Betriebsratsfonds;

3. wenn das Einigungsamt die Wahl der Rech-
nungsprüfer für ungültig erklärt;

4. die Rechnungsprüfer (Stellvertreter) dauernd
funktionsunfähig werden.

(2) Die Funktion eines Rechnungsprüfers (Stell-
vertreters) endet, wenn

1. der Rechnungsprüfer (Stellvertreter) die
Funktion zurücklegt;

2. der Rechnungsprüfer (Stellvertreter) zum
Mitglied (Ersatzmitglied) des Betriebsrates
gewählt wird;

3. der Rechnungsprüfer (Stellvertreter) aus dem
Betrieb ausscheidet.

(3) Der Betriebsrat hat die vorzeitige Beendi-
gung der Tätigkeitsdauer durch Anschlag im Be-
trieb kundzumachen und dem Betriebsinhaber,
dem nach dem Standort des Betriebes zuständigen
Einigungsamt, den zuständigen freiwilligen Be-

rufsvereinigungen der Arbeitnehmer sowie der
zuständigen Arbeiterkammer schriftlich mitzu-
teilen.

E n t h e b u n g d e r R e c h n u n g s p r ü f e r

§ 28. Die Betriebs(Gruppen)versammlung kann
mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen
die Enthebung der Rechnungsprüfer (Stellver-
treter) beschließen. Die Abstimmung ist geheim
mittels Stimmzettels durchzuführen. Der Zäh-
lung der Stimmzettel ist ein Vertreter der An-
tragsteller beizuziehen.

A u f g a b e n d e r R e c h n u n g s p r ü f e r

§ 29. (1) Die Rechnungsprüfer haben die Ver-
waltung und Gebarung des Betriebsratsfonds
mindestens einmal monatlich zu überprüfen.
Insbesondere haben sie

1. die ausschließliche Verwendung der Mittel
des Betriebsratsfonds zu den im § 1 Abs. 1
bezeichneten Zwecken zu überprüfen;

2. die Übereinstimmung der Gebarung mit den
die Gebarung betreffenden Beschlüssen des
Betriebsrates zu überprüfen;

3. die Buchführung des Kassaverwalters auf die
ziffernmäßige Richtigkeit, den Kassastand
sowie gegebenenfalls auch das Inventar und
den Warenstand zu überprüfen, wobei die
Aufnahme des Kassa- und Warenstandes
sowie des Inventars in Anwesenheit des
Kassaverwalters oder des Betriebsrats-
obmannes (Stellvertreter) zu erfolgen hat;

4. auf Verlangen des Betriebsrates jederzeit
eine Überprüfung vorzunehmen;

5. bei jedem Wechsel in der Person des Kassa-
verwalters den Kassaabschluß zu überprüfen
und dem Kassaverwalter auf Verlangen eine
Bescheinigung über die ordnungsgemäße
Übergabe auszustellen;

6. bei Beendigung der Tätigkeitsdauer des Be-
triebsrates dessen Rechenschaftsbericht und
Gebarungsausweis zu überprüfen und gegen-
zuzeichnen.

(2) Hat die Betriebs(Gruppen)versammlung
keinen Beschluß gemäß § 10 Abs. 1 gefaßt, so
obliegt die Vertretung und Verwaltung des Be-
triebsratsfonds für die Dauer des Fehlens eines
ordentlichen Verwaltungs(Vertretungs)organs,
höchstens aber für einen Zeitraum von sechs
Monaten, dem an Lebensjahren ältesten Rech-
nungsprüfer.

§ 30. (1) Die Rechnungsprüfer haben die Er-
gebnisse ihrer Prüfungstätigkeit zum Gegenstand
eines Berichtes an die nächste Betriebs(Gruppen)-
versammlung zu machen.

(2) Die Rechnungsprüfer haben überdies den
Betriebsrat von festgestellten Mängeln der Buch-
oder Geschäftsführung unverzüglich schriftlich
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in Kenntnis zu setzen und Vorschläge für deren
Beseitigung zu erstatten; erforderlichenfalls sind
die festgestellten Mängel auch der zuständigen
Arbeiterkammer schriftlich bekanntzugeben.

(3) Festgestellte Mängel, die eine sofortige
Untersuchung oder Beseitigung erfordern, sind
dem Obmann des Betriebsrates (Stellvertreter)
unverzüglich mündlich bekanntzugeben.

§ 31. (1) Die Rechnungsprüfer haben ihre
Tätigkeit tunlichst ohne Störung des Betriebes zu
vollziehen. Auf Verlangen der Rechnungsprüfer
haben die Mitglieder des Betriebsrates, der Be-
triebsinhaber sowie jeder Arbeitnehmer des Be-
triebes den Rechnungsprüfern die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen.

(2) Sofern § 30 nicht anderes bestimmt, sind
die Rechnungsprüfer zur Verschwiegenheit über
alle ihnen in Ausübung ihres Amtes bekannt-
gewordenen Verhältnisse und Angelegenheiten
des Betriebsratsfonds, des Betriebes und der
Arbeitnehmer verpflichtet.

5. ABSCHNITT

Revision

§ 32. Die Revision der Rechtmäßigkeit der
Gebarung und der Verwendung der Mittel des
Betriebsratsfonds obliegt der zuständigen Ar-
beiterkammer. Diese hat mit der Durchführung
der Revision Angestellte, die die fachliche Eig-
nung hiezu besitzen (Revisoren), zu betrauen.
Erforderlichenfalls kann die Revision auch fach-
lich geeigneten Personen, die nicht Angestellte
der zuständigen Arbeiterkammer sind, übertragen
werden.

§ 33. (1) Der Revisor hat sich gegenüber dem
Betriebsrat mit einem von der zuständigen Ar-
beiterkammer ausgestellten Ausweis und einem
schriftlichen Auftrag zu legitimieren, aus dem die
Befugnis zur Revision des Betriebsratsfonds her-
vorgeht.

(2) Im übrigen gilt § 31 sinngemäß mit der
Maßgabe, daß auch die Rechnungsprüfer zur
Auskunftserteilung verpflichtet sind.

§ 34. (1) Der Betriebsratsfonds ist mindestens
einmal jährlich ohne vorherige Anzeige einer
Revision zu unterziehen.

(2) Ersuchen der Betriebsrat oder die Rech-
nungsprüfer um die Vornahme einer Revision,
so ist dem Ersuchen unverzüglich zu entsprechen.
Eine Revision auf Ersuchen des Betriebsrates
(der Rechnungsprüfer) ersetzt nicht die Vor-
nahme einer Revision nach Abs. 1.

§ 35. (1) Die Revision hat sich auf die Geba-
rung mit der Betriebsratsumlage und mit den
sonstigen Vermögenschaften des Betriebsrats-

fonds, insbesondere auf die Gebarung in den
ausschließlich vom Betriebsrat verwalteten Wohl-
fahrtseinrichtungen der Arbeitnehmer, zu er-
strecken. Der Überprüfung unterliegen die zif-
fernmäßige Richtigkeit der Buchführung, die
Übereinstimmung der Gebarung mit den die
Gebarung betreffenden Beschlüssen des Betriebs-
rates sowie die ausschließliche Verwendung der
Mittel des Betriebsratsfonds zu den im § 1 Abs. 1
bezeichneten Zwecken.

(2) Der Revisor hat insbesondere die Bücher,
die Belege und den Kassastand, gegebenenfalls
auch das Inventar und den Warenstand zu über-
prüfen. Die Aufnahme des Kassa- und Waren-
standes sowie des Inventars hat in Anwesenheit
des Kassaverwalters oder des Betriebsratsob-
mannes (Stellvertreters) sowie erforderlichenfalls
der Rechnungsprüfer zu erfolgen.

§ 36. (1) Der Revisor hat das Ergebnis der
Revision (Revisionsbericht) unverzüglich dem
Betriebsrat und den Rechnungsprüfern schriftlich
mitzuteilen. Im übrigen gilt § 30 Abs. 2 und 3
sinngemäß.

(2) Der Betriebsrat hat den Revisionsbericht
unverzüglich in einer Sitzung zu beraten und
zum Gegenstand eines Berichtes an die nächste
Betriebs(Gruppen)versammlung zu machen.

§ 37. Die Kosten der Revision sowie die Bar-
auslagen der Revisoren sind von der zuständigen
Arbeiterkammer zu tragen.

6. ABSCHNITT

Zentralbetriebsratsfonds

Z e n t r a l b e t r i e b s r a t s u m l a g e

§ 38. (1) Zur Deckung der Kosten der Ge-
schäftsführung des Zentralbetriebsrates und zur
Errichtung und Erhaltung von Wohlfahrtsein-
richtungen der Arbeitnehmerschaft des Unter-
nehmens kann die Betriebsräteversammlung auf
Antrag des Zentralbetriebsrates oder jedes im
Unternehmen bestehenden Betriebsrates die Ein-
hebung einer Zentralbetriebsratsumlage be-
schließen. Sie darf höchstens zehn Prozent der
Betriebsratsumlage betragen.

(2) Zur Stellung des Antrages an die Betriebs-
räteversammlung ist ein Beschluß des Zentral-
betriebsrates (Betriebsrates) erforderlich. Der An-
trag ist spätestens eine Woche vor dem Statt-
finden der Betriebsräteversammlung den Ob-
männern der im Unternehmen bestellten Be-
triebsräte bekanntzugeben, die die Betriebsrats-
mitglieder nachweislich davon in Kenntnis zu
setzen haben. § 1 Abs. 3 und 4 gilt sinngemäß.

§ 39. Der Betriebsinhaber hat die Zentral-
betriebsratsumlage von der einbehaltenen Be-
triebsratsumlage in Abzug zu bringen und bei
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jeder Lohn- oder Gehaltsauszahlung (Überwei-
sung) an den Zentralbetriebsratsfonds abzu-
führen. § 2 zweiter Satz gilt sinngemäß.

Z e n t r a l b e t r i e b s r a t s f o n d s
§ 4G. (1) Die Eingänge aus der Zentralbetriebs-

ratsumlage sowie sonstige für die im § 38 Abs. 1
bezeichneten Zwecke bestimmte Vermögenschaf-
ten bilden den mit Rechtspersönlichkeit ausge-
statteten Zentralbetriebsratsfonds.

(2) Die Mittel des Zentralbetriebsratsfonds
dürfen nur zu den im § 38 Abs. 1 bezeichneten
Zwecken verwendet werden.

V e r w a l t u n g u n d V e r t r e t u n g des
Z e n t r a l b e t r i e b s r a t s f o n d s

§ 41. (1) Die Verwaltung des Zentralbetriebs-
ratsfonds obliegt dem Zentralbetriebsrat. Die
§§ 5 bis 9 gelten sinngemäß. § 10 gilt mit der
Maßgabe sinngemäß, daß mit der vertretungs-
weisen Verwaltung auch jeder im Unternehmen
bestellte Betriebsrat betraut werden kann.

(2) Vertreter des Zentralbetriebsratsfonds ist
der Obmann des Zentralbetriebsrates, bei seiner
Verhinderung sein Stellvertreter.

A u f l ö s u n g d e s Z e n t r a l b e t r i e b s -
r a t s f o n d s

§ 42. (1) Der Zentralbetriebsratsfonds ist auf-
zulösen:

1. wenn die Voraussetzungen für die Errich-
tung eines Zentralbetriebsrates dauernd weg-
gefallen sind;

2. nach Ablauf der im Beschluß der Betriebs-
räteversammlung vorgesehenen Höchstdauer
der vertretungsweisen Verwaltung;

3. bei vertretungsweiser Verwaltung durch den
an Lebensjahren ältesten Rechnungsprüfer
nach Ablauf von sechs Monaten.

(2) Auf die Durchführung der Auflösung sind
die §§13 und 14 sinngemäß anzuwenden.

(3) Der Zentralbetriebsrat bzw. das im Be-
schluß der Betriebsräteversammlung vorgesehene
Verwaltungs(Vertretungs)organ hat unverzüglich
einen Rechenschaftsbericht und einen Gebarungs-
ausweis zu erstellen; § 8 gilt sinngemäß. Das
verbleibende Vermögen ist auf bestehende Be-
triebsratsfonds des Unternehmens, aus deren Be-
triebsratsumlage Beiträge zum Zentralbetriebs-
ratsfonds geleistet wurden, nach dem Verhältnis
der Zahlen der zu den einzelnen Betriebsrats-
fonds zuletzt beitragspflichtigen Arbeitnehmer
aufzuteilen; § 16 gilt sinngemäß.

R e c h n u n g s p r ü f e r

§ 43. Zur Überprüfung der Verwaltung und
Gebarung des Zentralbetriebsratsfonds hat die

Betriebsräteversammlung aus dem Kreis ihrer
Mitglieder, die nicht Mitglieder (Ersatzmitglieder)
des Zentralbetriebsrates sind, in geheimer Wahl
mit Mehrheit der abgegebenen Stimmen zwei
Rechnungsprüfer (Stellvertreter) zu wählen. Im
übrigen sind die Bestimmungen des 4. Abschnittes
sinngemäß anzuwenden.

R e v i s i o n

§ 44. Auf die Revision der Gebarung des
Zentralbetriebsratsfonds sind die Bestimmungen
des 5. Abschnittes sinngemäß anzuwenden.

Häuser

5 2 5 . Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 1. August 1974, mit
der die Verordnung vom 28. November
1969, BGBl. Nr. 420, über die Durchführung
der Krankenversicherung für die gemäß § 9
ASVG in die Krankenversicherung einbe-

zogenen Personen geändert wird

Auf Grund des § 75 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 189/1955, in
der geltenden Fassung wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministers für
soziale Verwaltung vom 28. November 1969,
BGBl. Nr. 420, über die Durchführung der
Krankenversicherung für die gemäß § 9 ASVG
in die Krankenversicherung einbezogenen Per-
sonen, in der Fassung der Verordnung vom
26. April 1974, BGBl. Nr. 278, wird geändert
wie folgt:

§ 5 Abs. 7 hat zu lauten:

„(7) Die zur Entrichtung der Beiträge nach
Abs. 6 verpflichteten Stellen haben von jeder
an eine der im § 1 Z. 2, 3 und 12 genannten
Personen zur Auszahlung gelangenden Leistung
mit Ausnahme von Sonderzahlungen einen Be-
trag in der Höhe von 3 v. H. der Beitragsgrund-
lage (Abs. 1) einzubehalten, wenn und solange
sich der in Betracht kommende Leistungsempfän-
ger ständig im Inland aufhält. Diese Beitrags-
anteile des Versicherten sind gemeinsam mit den
übrigen Beitragsanteilen an die zuständige Ge-
bietskrankenkasse bzw. an die Betriebskranken-
kasse der Österreichischen Staatsdruckerei abzu-
führen."

Artikel II

Diese Verordnung tritt rückwirkend mit
1. Juli 1974 in Kraft.

Häuser
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5 2 6 . Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
7. August 1974 über die Erschöpfung eines
Kontingentes zum Zollsatz Null für „Andere
Waren des Kapitels 48" mit Ursprung in

Dänemark

Auf Grund des § 17 Abs. 4 des EG-Abkom-
men-Durchführungsgesetzes, BGBl. Nr. 468/1972,
wird kundgemacht:

Das mit Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom 18. De-
zember 1973 über die Eröffnung von Kontin-

genten und die Festlegung von Richtplafonds
gemäß Protokoll Nr. 1 zum Abkommen zwi-
schen der Republik Österreich und der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, BGBl. Nr. 651/
1973, für das Jahr 1974 eröffnete Kontingent
zum Zollsatz Null für die Einfuhr von Waren

aus Ka-
pitel 48

Andere Waren des Kapitels 48

mit Ursprung in Dänemark in der Höhe von
500 Tonnen ist erschöpft.

Staribacher


